Psychiatrische Zwangsbehandlungen — Folter oder
Medizin?

Gesprach mit PD Dr. Heiner Bielefeldt, Direktor des Deutschen
Instituts fur Menschenrechte

Das Gespriach wurde am 3. November 2005 von René Talbot und Jan Groth fiir den
Dissidentenfunk (www.dissidentenfunk.de) gefiihrt und am 10. November 2005 in
einer Erstausstrahlung gesendet.

Herr Bielefeldt, Ihr Institut wurde im Mdrz 2001 auf Empfehlung des Deutschen
Bundestages gegriindet und hat die Aufgabe, tiber die Lage der Menschenrechte im
In-  und  Ausland  zu  informieren  und  zur  Prdvention  von
Menschenrechtsverletzungen sowie zur Forderung und zum Schutz der
Menschenrechte beizutragen.

Hat sich Ihr Institut in der Vergangenheit schon einmal mit psychiatrischem
Zwang beschdftigt?

Da muss man offen sagen, dass das fiir uns bislang ein ziemlich neues Thema ist.
Wir haben eine sehr breite Themenpalette. Die hat was zu tun mit Fragen der
Entwicklungspolitik, mit auBenpolitischen Fragen, etwa der Dialoggestaltung zu
Menschenrechtsthemen mit China, Iran ... Wir haben uns auch mit innenpolitischen
Themen, etwa der Frage der Folter aktuell dem Thema Rassismus beschéftigt; und
wir haben starke Akzente in der Menschenrechtsbildung. Der Bereich Psychiatrie
ist einer, zu dem wir bislang nicht intensiver gearbeitet haben.

Das Thema Folter ist eines lhrer Ihrer Spezialthemen. Wir hatten ungefihr vor
einem Jahr auf einer Veranstaltung mit dem Titel ,, Nur ein bisschen Folter* ein
Gesprdch in dem Sie, sehr vorsichtig und zuriickhaltend, sagten, Sie kénnten sich
vorstellen, dass es bestimmte Situationen gibt, in denen Zwangsbehandlungen
notwendig bzw. gerechtfertigt seien.

Hatte Ihre Unsicherheit vielleicht etwas damit zu tun, dass eine Anerkennung der
Zuldssigkeit von Zwangsbehandlungen ,,unter bestimmten Umstdnden* genau wie
das Foltern ,,unter bestimmten Umstinden* eine Teilung der Menschenrechte
bedeuten wiirde und damit dem Prinzip der Menschenrechte den Boden entziehen
wiirde?

Es gibt ja unterschiedliche Menschenrechtsnormen und mir scheint, dass beim
Thema ,,Zwangsbehandlung in der Psychiatrie“ insbesondere zwei
Menschenrechtsnormen unmittelbar einschldgig sind, ndmlich das Recht auf
korperliche Unversehrtheit und — wichtiger noch — das Recht auf freie Entfaltung
der Personlichkeit. ,Freie Entfaltung der Personlichkeit heifit, dass das Recht
eines Kranken zu respektieren ist, auch nicht behandelt zu werden. Selbst der
Anspruch, Gesundheitsfiirsorge zu leisten, darf nicht die Autonomie des Menschen
zerstoren. Das sind die beiden Normen, die mir besonders einschldgig zu sein
scheinen. Und das ist nicht nur meine personliche Meinung. Denn wenn man sich
die Rechtsprechung in Deutschland zu diesem Thema und auch die Rechtsprechung
des Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte anschaut, dann findet das dort
auch Unterstiitzung.
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Und wie steht es mit ,, Gedankenfreiheit bzw. ,, freedom of thought“? Ist das nicht
auch noch ein wesentlicher Aspekt?

Sie meinen Artikel 18 der Allgemeinen Erkldrung der Menschenrechte und des
Internationalen Pakts iiber biirgerliche und politische Rechte. Einen
Zusammenhang sehe ich da erst einmal nicht. Denn Freiheit, Gedanken zu dufern,
auch Gedanken, die weit abweichen vom Mainstream ist natiirlich auch eine
menschenrechtliche Gewéhrleistung. Ich kann mir vorstellen, dass in weiteren
Phanomenbereichen das auch einschldgig ist. Aber wenn es jetzt unmittelbar um
den Zwang und die Zwangsmedikation geht, dann sehe ich insbesondere diese
beiden eben genannten Menschenrechte und Grundrechte (korperliche
Unversehrtheit und freie Personlichkeitsentfaltung) tangiert.

Aber etwa auch Diskriminierungsschutz, der ein Strukturmerkmal der
Menschenrechte ist. Das ist auch im BGH-Urteil zur ambulanten
Zwangsbehandlung angesprochen worden, dass ndmlich Menschen, die dann
sozusagen von der Polizei abgeholt und zur Zwangsmedikation iiberstellt werden,
natiirlich eine Stigmatisierung durch ihr Umfeld erleben konnen. Also da wurde
ausdriicklich auch auf den Diskriminierungsschutz verwiesen. Man hat also
mehrere menschenrechtliche Referenzen tUber die beiden anderen, die mir
besonders einschlidgig erscheinen, hinaus.

Ich méchte doch noch einmal auf ,,freedom of thought* zuriickkommen, vor allem
hinsichtlich der Frage, was das Ziel jeder psychiatrischen Behandlung ist. Es geht
doch schlieflich immer darum, ,,thoughts, feelings, and behavior*, also Gedanken,
Gefiihle und Verhalten, zu verdndern. Und das gegebenenfalls immer auch mit
Zwang. Insofern ist das fiir uns sogar ein ganz zentraler Punkt. Im Jahr 2001
hatten wir deshalb auch das Russell-Tribunal und die Veranstaltung ,, Geist gegen
Gene* unter den Obertitel ,, Freedom Of Thought* gestellt. (Anerkennung erhielt
die Veranstaltung iibrigens auch durch ein Grufiwort der UN-Hochkommissarin
fiir Menschenrechte, Mary Robinson.)

Wird also die Gedankenfreiheit nicht durch psychiatrische Zwangsmafinahmen
angegriffen und in Frage gestellt? Das ist doch das Ziel der Behandlung ...

Das ist dann jetzt wirklich eine Frage, die ich so nicht beantworten kann. Ich kann
mich jetzt zundchst mal nur auf die Gerichtsurteile, die ich gelesen habe, stiitzen.
Und da war die Unterstellung jeweils die, dass es sich nicht um Missbrauch von
Zwangsmedikation handelt, sondern um einen, jedenfalls mit dem Anspruch auf
Heilbehandlung fiir den Betroffenen im Prinzip zunédchst einmal fiir
priifungswiirdig erachteten Eingriff. Und die FErgebnisse waren dann, dass
angesichts des hohen Wertes des Grundrechts auf Autonomie, so das BGH-Urteil
aus dem Jahr 2000 zur ambulanten Zwangsbehandlung und auch das jiingste Urteil
des Celler Oberlandesgerichts, dies nicht ausreicht. Also selbst das Wohl des
Patienten kann nicht gegen die Autonomie des Patienten ausgespielt werden .

Von freedom of thought war jedenfalls in diesen Gerichtsurteilen nicht die Rede
und auch der Européische Gerichtshof fiir Menschenrechte hat das bislang nicht
beachtet. Wenn man sich jetzt mal umschaut in der Welt, was in psychiatrischen
Einrichtungen passiert, dann will ich nicht ausschlieBen, dass schon die
Moglichkeit, jemanden fiir verriickt zu erkldren natiirlich eine Maoglichkeit
bedeutet, auch MeinungsiuBerungen, Uberzeugungen, die auBerhalb des
gesellschaftlichen Mainstreams sind auf diese Weise zu marginalisieren oder zu
unterdriicken.



Eine typische Auferung ist natiirlich die Absicht sich selbst zu téten. Das ist ja
eines der Kernprobleme ...

Soistes...

Und wenn die mit Zwang behandelt wird, dann lduft das doch schon dem Geist von
freedom of thought zuwider.

Das ist nun allerdings eine Aussage, die ich nicht unterschreiben wiirde. Es ist ja
so, dass es mehrere menschenrechtliche Verbiirgungen gibt, die manchmal in
Konflikt miteinander geraten. Bislang ist es so, dass man dem Lebensrecht einen
Stellenwert derart gibt, dass die Mdoglichkeit der Selbsttotung jedenfalls nicht als
Menschenrecht gefasst wird ...

.. es geht nur um den Gedanken. Der Gedanke, sich selbst umbringen zu wollen,
soll ausgetrieben werden. Hier geht es doch um eine menschenrechtliche Frage,
namlich die Abwdgung zwischen Recht auf Leben bzw. dessen Schutz und der
Menschenwiirde. Artikel 1 betont ja gerade die Menschenwiirde und ihre
Unantastbarkeit und nicht den Lebensschutz. Auch bei der Diskussion um
Folterfreiheit ist die Menschenwiirde der zentrale Begriff ...

Ich kann ihnen trotzdem noch nicht zustimmen. Und zwar, weil
MeinungsiduBerungen, etwa zu Fragen der FEuthanasie, AuBerungen eines
Menschen auch {iiber seinen eigenen Tod oder auch iiber einen Freitod
nachzudenken, als solche in der Gesellschaft durchaus kursieren konnen. Die in der
Rechtsprechung bearbeiteten Félle, die haben nicht damit zu tun, einen solchen
Gedanken zu verbannen, sondern das Leben des Menschen vor der
Selbstzerstorung zu schiitzen. Das ist nach wie vor immer noch eine Leitlinie auch
der menschenrechtlichen Rechtsprechung, auch international, dass man zwar nicht
mit dem Anspruch auf Gesundheit — denn der ist bedingt — dem Menschen seine
Autonomie nehmen kann. Das Bundesverfassungsgericht hat ja sogar eine Formel
gewdhlt, dass in gewissen Grenzen Menschen die Freiheit haben, auch krank zu
sein, auch sich zur Krankheit zu entscheiden.

Aber ein Recht auf Selbstzerstorung, also das heif3t tatsdchlich Lebenszerstorung,
das wire menschenrechtlich nicht denkbar, weil das Recht auf Leben ja selber auch
dazu zihlt.

... es ist aber nicht sanktioniert ...

Der Staat ist gehalten, im Rahmen seiner Moglichkeiten einen Menschen vom
Suizid abzuhalten ...

... aber nicht mit Zwang. Und es ist auch nicht sanktioniert.

Der Staat hat vielleicht die Aufgabe, Bedingungen dafiir zu schaffen, dass sich der
Einzelne fiir das Leben und nicht fiir den Tod entscheidet. Aber es gibt keine
rechtliche Grundlage dafiir, jemanden mit Zwang vom Selbstmord abzuhalten. Das
ist nirgendwo so und wiirde auch keinen Sinn machen.

Das ist ja auch in der Sterbehilfe-Diskussion jetzt nochmal thematisiert worden.
Als Alternative wird eben das Schmerzfrei-Stellen, Palliativmedizin usw.
angeboten. Das ist immer ein Angebot,und eben nicht Zwang.

Warum gibt es dann auf einmal doch ein Konfliktgebiet im Gesundheitsbereich,



ndmlich dann, wenn die Frage iiber Geisteskrankheit gelost wird, das heifst wenn
der zum Geisteskranken erkldrte sich nicht mehr umbringen darf, jeder andere es
aber darf.

Nun, es gab ja auch eine Entscheidung des Européischen Gerichtshofes fiir
Menschenrechte zu einem Suizidbegehren einer schwer kranken Frau und das ist
abgelehnt worden ...

.. nein, dabei ging es um Hilfe zum Suizid. Da muss aber eine andere Person
intervenieren. Das ist eine ganz andere Frage: jemand anderes muss téten.

Das ist richtig.

Und das darf nicht erlaubt sein. Mir geht es um den reinen Akt der Selbsttotung.
(Natiirlich ohne jemand anderes in Mitleidenschaft zu ziehen, wie der
Selbstmordattentdter. Das ist jenseits dieser Frage.)

... ja, das ist klar ...

Die Praxis ist ja die, dass dieses Recht auf Selbsttétung umgangen wird, indem
man einfach sagt, dieser Mensch ist geisteskrank und es ist gar nicht sein
Entscheidung, er mdchte das gar nicht, er mdchte sich nicht toten. Diese
Beurteilung nehmen Arzte vor und tun dann etwas mit diesem Menschen, was sie
dann ,, Behandlung‘“ nennen. Tatsdchlich unterziehen sie den Betroffenen jedoch
einer Gehirnwdsche, damit er von diesem Gedanken abkomme.

Wiirden Sie das noch als drztliches Handeln ansehen?

Sie haben ja gerade einen Begriff gewihlt, den ich eben ausdriicklich nicht
iibernehmen wiirde: sie haben von einem Recht auf Selbsttétung gesprochen. Ein
Recht auf Selbsttotung hiele, ein Recht auf Vernichtung sozusagen der vitalen
Basis des Rechtssubjekts. Das scheint mir menschenrechtlich undenkbar.

Dann nennen wir es das Recht auf Eigentum am eigenen Korper, was die
Selbsttotung einschlieffen wiirde.

Nein, auch das ist menschenrechtlich nicht denkbar. Ein Recht in diesem Sinne auf
vollige Selbstverfligung iiber den eigenen Korper bis zur Selbstzerstorung scheint
mir als Menschenrecht nicht denkbar zu sein. Dass es auf einer anderen Ebene
natlirlich nicht moéglich ist, einen Menschen tatsdchlich daran zu hindern, das
wiirde ich ja konzedieren. Aber das positiv als ein Recht zu postulieren, das wiirde
ich auf keinen Fall unterschreiben. Da haben Sie auch nicht den Konsens der
Menschenrechtsbewegung. Da gibt es wirklich Streitfragen. Es ist durchaus ein
Bestandteil auch einer Diskussion, gerade um diese bioethischen Grenzfragen bis
hin zur Euthanasie, ob so etwas in den Menschenrechtsdiskurs hineinkommen
kann. Das ist derzeit nicht der Fall. Ich bin da personlich auch ausgesprochen
zuriickhaltend. Da sehe ich sehr grof3e Gefahren.

Wo wdre denn dann die Grenze, wenn das Subjekt als Subjekt seine Wiinsche
daufern kann und danach handeln kann, das heifst Handlungsfreiheit haben soll? Es
geht doch hier um die Absicht, auf die mit psychiatrischen Zwangsmafinahmen
reagiert wird. Ich dufere den Gedanken, mich eventuell umbringen zu wollen. Ich
habe es noch lange nicht getan. Bis zum letzten Schritt, bevor ich vom Dach



hinunter springe, kann ich immer noch zuriick ...

Um es erst einmal sehr grundsdtzlich zu sagen: Menschenrechte sind
unverduflerliche Rechte. Das ist ein interessanter Begriff. UnverdufBerlich heif3t: sie
stellen eine Anforderung auch an den Menschen dar, sein eigenes Recht zu wahren
aber damit auch die vitale Grundvoraussetzung seines eigenen Rechts. Freiheit ist
in diesem Sinne nicht die vollige Beliebigkeit, dass also beispielsweise niemand
das Recht hat, sich freiwillig zu versklaven. Das war eine klassische Diskussion.
Man hat im 18. Jahrhundert noch, also als die Menschenrechtsidee auf kam, in der
Rechtstheorie vielfach gesagt, Sklaverei geht eigentlich nicht, aber wenn jemand
sich selber versklavt, auch seine Nachkommen versklavt, dann geht’s.

Dann braucht er aber einen Partner, der ihn kauft ...

Wie auch immer. Es geht darum, dass man sich selbst verkauft. Dann kam genau
dieser Gedanke auf, diese Formel, die bis heute gilt: unverduferlich, das heifit ich
darf mich selber nicht verkaufen. Ich habe in diesem Sinne kein Eigentum an mir
selber. Freiheit heilt, ich habe Verantwortung fir mich, aber ich habe kein
Eigentum an mir. Ich habe Verantwortung fiir meinen Leib, fiir meinen Geist, aber
ich kann ihn nicht als Eigentum verkaufen. In diesem Sinne ist das nicht einfach
dasselbe wie das Selbstverfiigungsrecht. Das ist jetzt eine sehr philosophische
Grundfrage, die ist aber davon betroffen.

Freiheit heifit also Verantwortung. Wie der Mensch von dieser Verantwortung
Gebrauch macht, das entzieht sich der Kontrolle von auBen. Aber positiv zu
propagieren, dass jemand das Recht auf Selbstzerstérung hétte, so nach dem Motte:
mein Korper ist ja schlieBlich mein Eigentum, das halte ich fiir ganz problematisch.
Das wiirde ich auch definitiv ablehnen, um es noch schirfer zu sagen.

Ich wiirde es ja fiir eine Selbstverstindlichkeit halten ... Ich wiirde ihnen doch
gerne noch einmal diese Frage stellen: wer soll denn die Beurteilung vornehmen?
Ich habe vorhin schon erwdhnt, dass dafiir gewohnlich der Arzt bzw. der
Psychiater zustdindig ist. Finden Sie das rechtens?

Also da kann man sich nun wirklich beziehen auf beispielsweise dieses neue
Gerichtsurteil aus Celle, vom Oberlandesgericht Celle, das die Patientenautonomie
gestirkt hat. Und das, wie ich finde, mit guten Griinden, die ich unterstiitze. Das
Gericht sagte sehr klar, der Anspruch, wohlwollend zugunsten eines anderen zu
handeln ist kein Erméachtigungstitel, um den Willen eines anderen Menschen zu
beiseite zu schieben. Auch die Vollmacht eines Vertretungsberechtigten kann also
nicht so weit gehen, dass man Grundrechte — und die Patientenautonomie gehort
dazu — einfach beiseite fegt; auch &rztliches Handeln hat Grenzen. Also die
Patientenautonomie ist ein hoher Wert, ein sehr hoher Wert, und sie kann nicht mit
dem Anspruch auf das Wohl des Patienten beiseite geschoben werden. Das ist der
Punkt. Und da will ich noch einmal sagen, die Formel des Bundesverfassungs-
gerichts (die allerdings auch eine vorsichtige Formel ist) geht soweit, auch zu
sagen, es gibt eine ,,Freiheit zur Krankheit®, aber eine Freiheit zur Krankheit in
gewissen Grenzen. Wo die genau verlaufen, ist damit offen. Aber das ist nicht die
Freiheit zur Selbstzerstorung! Ich mag zugestehen, dass es nicht von aullen
beurteilbar ist und dass man da vielleicht Menschen Ermessensspielrdume bis ins
Absurde zugestehen sollte. Aber positiv propagieren, ein Recht auf Selbstzer-
storung, ein Recht auf Selbsttotung ist im menschenrechtlichen Kontext sozusagen
schon logisch ausgeschlossen.



Sie sprechen ja einen interessanten Punkt an. Sie sagen, es gibt ein Recht auf
Krankheit in gewissen Grenzen. Dann stellt sich natiirlich die Frage, wer diese
Grenzen zieht bzw. ziehen kann. In der Praxis ist es der Mediziner oder Psychiater,
dem diese Eigenschaften zugesprochen werden und dem damit das Recht
zugestanden wird, diese Grenzen zu bestimmen ...

Da kann man mittlerweile eine ganze Reihe von Urteilen zitieren. Herr
Sachenbrecker hat ja auch in seinem Kommentar zu dem jlingsten Urteil aus Celle
ungefihr formuliert, dass jetzt die Arzte nicht mehr die ,,Richter in WeiB* sind,
dass also der Patient in diesen Fragen nicht einfach der Weisheit des Arztes
ausgeliefert werden darf. Genauso wenig darf er rechtlich der
Entscheidungsvollmacht eines Betreuers oder einer Betreuerin ausgeliefert werden,
sondern hier ist die Autonomie des Patienten zu achten.

Deshalb ist ein entsprechend fremd bestimmendes Handeln, nidmlich einer
Verabreichung von Psychopharmaka bzw. Neuroleptika, gegen den Willen des
Patienten ja ausdriicklich als rechtswidrig erkliart worden. Das zeigt, wie stark die
Patientenautonomie hier gewertet worden ist. Und das ist ja schon eine neuere
Tendenz in der Rechtsprechung. Das finde ich auch gut so!

Das Oberlandesgericht Celle hat ja auch gesagt, dieser Eingriff sei deswegen
rechtswidrig, nicht weil er unverhdltnismdpig sei, sondern weil es keine
Rechtsgrundlage gebe. Nun ist es in der Vergangenheit immer so gewesen, dass
auch Menschenrechtler, wenn es um die Frage ging, ist Zwang in der Psychiatrie
eine Menschenrechtsverletzung per se oder nicht, sie sich immer darauf berufen
haben, das sei nicht der Fall, aus dem einfachen Grunde, weil es gesetzlich
geregelt sei. Nun hat das OLG Celle festgestellt, das ist nicht gesetzlich geregelt.
Wie wiirden Sie das einschdtzen, hat das einen FEinfluss auf den
menschenrechtlichen Diskurs?

Ich meine, dhnliche Beanstandungen gab es ja auch schon wiederholt. Also auch
das bereits erwihnte Urteil des Bundesgerichtshofs, das ja das hochst richterliche
Urteil ist, das es zur ambulanten Zwangsbehandlung gibt, hat dhnlich geurteilt, dass
eine gesetzliche Grundlage fehlt. Dass zwar die Mdglichkeit von Unterbringung
gegen den Willen eines Betroffenen, vielleicht auch zum Schutze Dritter, gegeben
und dies auch rechtlich geregelt sei, Zwangsmedikation aber keine gesetzliche
Grundlage hat. Wobei der Bundesgerichtshof damit offen l4sst, ob man eine solche
gesetzliche Grundlage schaffen konnte. Da sind dann natiirlich noch sehr viele
Rechtsfragen zu kldren, unter anderem das VerhéltnismaBigkeitsprinzip, das ja sehr
streng zu interpretieren ist, wenn es wie hier um Grundrechtseingriffe geht. Aber
zunédchst mal die Feststellung: es gibt dazu keine gesetzliche Grundlage fiir diese
MaBnahmen.

Der gesamte Bereich der Medizin beruht auf einem Prinzip, das als informed
consent oder ,,informierte Zustimmung“ bezeichnet wird. Eine Ausnahme gibt es
allerdings und das ist bekanntlich die Psychiatrie. Hier werden tagtiglich auch
unter Zwang psychiatrische Drogen verabreicht, Menschen ans Bett gefesselt oder
Elektroschocks ausgesetzt. Die Atmosphdre in der psychiatrischen Klinik, egal ob
auf der offenen oder der geschlossenen Station, ist die einer stindigen Bedrohung
durch Zwangsmafinahmen, denen man unterworfen werden kann, sobald man nicht
das zeigt, was als sogenannte ,, Krankheits- und Behandlungseinsicht* bezeichnet
wird. Wieso fillt es Menschenrechtlern so schwer, diese Situation als eklatante und



systematische Verletzung der Menschenrechte anzuerkennen und psychiatrische
Zwangsmafsnahmen als Folter zu brandmarken?

Das sind jetzt mehrere Fragen gewesen. Den Folterbegriff sollten wir vielleicht
gleich noch einmal extra diskutieren. Dass in der Psychiatrie, gerade auch aufgrund
der von Ihnen beschriebenen Situation des Ausgeliefertseins strukturell die Risiken
von Menschenrechtsverletzungen bestehen (ich weil, das ist nicht genau der Punkt,
auf den Sie hinaus wollen)

dann  lassen  Sie uns  sagen:  schwere und  systematische
Menschenrechtsverletzung ...

... gut, das ist menschenrechtlich durchaus gesehen und anerkannt. Um ein Beispiel
zu nennen: das Zusatzprotokoll zur Anti-Folterkonvention der UNO sieht ja vor,
die Bereiche, in denen Menschen gegen ihren Willen festgehalten werden,
praventiv zu durchleuchten, sozusagen strukturelles Monitoring durchzufiihren.
Und das nicht nur strukturell, sondern auch die Orte wirklich anzuschauen, ohne
groBe Anmeldung. Dazu zdéhlt ausdriicklich der Psychiatriebereich. Neben
Gefangnis, neben Polizei ... Es gibt noch weitere Bereiche. Der Psychiatriebereich
wird sozusagen als sensibler Bereich, als Bereich struktureller Menschenrechts-
gefdhrdung, Menschenrechtsverletzung, auch schwerer Menschenrechtsverletzung
gesehen. Als Risikobereich ist er also im Blick.

... aber nicht per se ...
Was heiflt denn ,,per se?

Dass der zwangsweise Eingriff systematisch erfolgt. Wenn es ein systematischer
schwerer Eingriff ist, dann kann ich das nicht mehr mit , Beseitigung von
Missstinden  dndern.

Was den Eingriff angeht ...
... und die Eingriffstiefe ...

... und die Eingriffstiefe angeht, da befinden wir uns natiirlich in einem Bereich,
der menschenrechtlich geschiitzt ist. Ich hatte ja die beiden wichtigsten Referenzen
schon genannt, die auch in der Rechtsprechung regelmifBig bemiiht werden: freie
Entfaltung der Personlichkeit, korperliche Integritit. Das ist vollig klar.

Sie haben jetzt auch den Begriff ,,Folter” in die Debatte gebracht. Wenn man sich
anschaut, wie Folter definiert wird, auch im Kontext der Vereinten Nationen,
wiirde ich sagen, dass die Zwangspsychiatrie nicht schon per se den Tatbestand der
Folter erfiillt.

An welchem Punkt nicht?

Im wesentlichen sind es drei Merkmale, die in Artikel 1 der UN-Anti-
Folterkonvention bemiiht werden. Das erste ist, dass diese dem Staat zugerechnet
werden muss, dass wire hier natiirlich der Fall. Zweiter Punkt: erhebliches Leiden.
Auch das diirfte in vielen Féllen der Fall sein. Der dritte Punkt ist die
Zwecksetzung. Die Zwecksetzungsbeispiele, die in der Anti-Folterkonvention als
Definitionsmerkmale genannt werden, setzen nun voraus, dass Folter den



Menschen instrumentalisiert zugunsten Dritter. Also zum Beispiel zur Ein-
schiichterung, zur Bestrafung, zur Demiitigung, zur Aussageerpressung.

... in der Psychiatrie wird ,, Krankheits- und Behandlungseinsicht* erzwungen ...

Da kommt es drauf an ... Aber ich wiirde erst einmal sagen, von der Definition her,
haben wir einen anderen Fall, menschenrechtlich dennoch problematisch und in
hohem Mafe gefahrlich. Der Anspruch ist ja, dass dies nicht Dritten niitzt, dass der
Mensch nicht instrumentalisiert wird, zugunsten zum Beispiel der Gesellschaft,
zugunsten der Informationsgewinnung, oder der Abschreckung, sondern dass dies
dem Wohle der betreffenden Person dienen soll.

Das ist der Anspruch. Jetzt werden Sie wahrscheinlich sagen, in der Wirklichkeit
ist dies ganz anders. Das mag der Fall sein. Das will ich nicht im einzelnen
beurteilen. Aber ich wiirde zunédchst mal sagen: Von der Definition her, von den
Tatbestdnden her, ist Zwangspsychiatrie nicht per se schon als ,Folter* zu
bezeichnen. Womit ich gewiss nicht ausschlieBe, dass in der Praxis das in Bereiche
hinein rutschen kann, die durchaus den Tatbestand von Folter oder grausamer und
unmenschlicher Behandlung erfiillen.

Deshalb ist es wichtig, dass der Bereich der Psychiatrie systematisch auch einem
menschenrechtlichen Monitoring unterzogen wird. Die Zwangspsychiatrie schon
per se als Folter zu bezeichnen, wiirde ich aber aus dem gerade genannten Grund
ablehnen.

Das Zusatzprotokoll sprengt ja nicht den Rahmen. Es méchte ja in dem Rahmen
dafiir sorgen, dass alles ,,im Rahmen “ bleibt. Die Frage wdre ja eigentlich, warum
sich niemand, auch nicht im menschenrechtlichen Bereich, genauer mit dieser
Frage befasst: ob oder warum man Zwangspsychiatrie an sich als Menschen-
rechtsverletzung betrachten kénnte. Insbesondere unter dem Aspekt, dass zwei von
drei Kriterien fiir Folter erfiillt sind und das dritte im Sinne der Erzwingung von
Krankheitseinsicht bzw. Behandlungseinsicht von uns angemahnt wird.

Aber dariiber hatten wir uns ja weitgehend schon geeinigt. Bei der Folter bin ich
wie gesagt zurlickhaltend. Ich wiirde sagen, dabei bleibe ich auch. Es ist nicht per
se Folter. Aber es ist natiirlich auf jeden Fall ein Eingriff in Menschenrechte, ein
Eingriff in Grundrechte, in die korperliche Unversehrtheit ...

... sSchwer und systematisch; das ist noch die Differenz ...
Natiirlich ist es ein Eingriff. Das wird ja nicht bestritten.
... sSchwer und systematisch ...

... das ist eine Frage des Phanomens. Auch wenn es ein regelmifiger Eingriff ist,
dann ist es natiirlich ein systematischer Eingriff. Und was die Eingriffstiefe angeht,
das kommt dann auf die Fille an.

Aber natiirlich sind es Eingriffe in Menschenrechte und Grundrechte. Das wird in
der Rechtsprechung gesagt. Insbesondere die Beeintrachtigung bzw. Ignorierung
der Autonomie des Patienten, das ist der sensible Punkt. Was dann auch die
Rechtsprechung, die Thren Interessen entgegenkommt, immer noch offen hilt, ist,
ob das im Rahmen gesetzlicher Regelung, im Rahmen des Verhiltnis-
mafBigkeitsprinzips in gewissen Grenzen geschehen kdnnte, nimlich dann, wenn
anders lebensbedrohliche Situationen nicht abgewehrt werden konnen. Also das ist



immer noch nicht ganz klar. Da gibt es auch bislang keine hochst richterliche
Rechtsprechung vor allem fiir die stationdre Psychiatrie. Da sind noch einige
Fragen offen.

Aber das ist auf jeden Fall ein menschenrechtlicher Problembereich. Und ein
Problembereich, wo man sich vorstellen kann, dass wir bei den Phdnomenen auch
in praktizierte Formen von grausamer und unmenschlicher Behandlung bis zur
Folter hineingeraten konnen. Sonst wére es ja auch unsinnig, das unter dem
Zusatzprotokoll zur Anti-Folterkonvention einem ausdriicklichen Monitoring zu
unterziehen. Das muss geschehen.

Ich will Thnen auch gern zugestehen, dass viel mehr Aufmerksamkeit auch aus
menschenrechtlicher Sicht fiir diesen Bereich notwendig wiére ...

Das Celler Urteil hat festgestellt, dass Zwangsbehandlungen rechtswidrig sind,
weil dafiir keine gesetzliche Grundlage besteht. In diesem Sinne wdre ja auch die
zwangsweise Unterbringung in der psychiatrischen Klinik ohne Rechtsgrundlage,
denn wenn nicht behandelt werden kann, dann ist die Unterbringung nur noch eine
— unzuldssige — Bestrafung.

Das steht aber im Urteil so nicht drin.

Die Logik aber schon. Deshalb feiern wir ja auch einen besonderen Sieg, denn
wenn die Behandlung fdllt, dann fillt die Unterbringung, weil sie dann nur noch
Verwahrung bzw. unzuldssige Bestrafung wdre, weil ja nicht mehr behandelt
werden kann.

Es ist dem Anspruch nach natiirlich keine Bestrafung. Dennoch ist natiirlich jede
Zwangsmalinahme und also auch jede Zwangsunterbringung einer besonderen
Rechtfertigung bediirftig. Die Tatsache, dass wir hier eine gesetzliche Grundlage
haben, ist noch nicht die Rechtfertigung. Es geht dann natiirlich auch darum,
Gesetzesnormen daran zu messen, ob sie den Grundrechten gemél sind ...

Es darf keine Schutzhaft sein ...

.. es darf keine Schutzhaft sein, das ist richtig. Deshalb sind dann auch weitere

juristische Sicherungen erforderlich. Aber das Celler Urteil sagt dazu nichts. Es
geht ausdriicklich und ausschlieBlich um die Zwangsmedikation und nicht um die
Zwangsunterbringung.

Wie sehen Sie die Chancen, dass der Versuch, doch noch ein Gesetz zu schaffen,
das Zwangsbehandlung legitimiert, scheitert?

Es hat ja bereits im Frihsommer im Bundestag einen Versuch gegeben, ein Gesetz
zu schaffen, das die Eingriffsoptionen erweitert hétte. Das ist gescheitert. Und das
ist interessanterweise auch von allen Fraktionen des Bundestages abgelehnt
worden, as en Entwurf, der die Patientenautonomie nicht angemessen
berlicksichtigt hétte. Ich kann das nur begrtif3en.

Herr Bielefeld, wir danken Ihnen fir das Gesprach.



Diese Transkription wurde von Heiner Bielefeld fiir die Verdffentlichung
autorisiert.

10



	Psychiatrische Zwangsbehandlungen – Folter oder Medizin?
	Gespräch mit PD Dr. Heiner Bielefeldt, Direktor des Deutschen Instituts für Menschenrechte

